Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 3309 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung und Immunität 
(1. Ausschuß) 

betr. Genehmigung zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Könen (Düsseldorf) gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz - Az. 1044/1 E - 5/57 - vom 4. Februar 1957 (VII/98) 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl: 

In der „Kölnischen Rundschau** Nr. 162 a vom 
15. Juli 1956 wurde über eine Rede des Abgeord- 
neten Könen (Düsseldorf), diie dieser auf dem 
Münchner Parteitag der SPD am Tage vorher ge- 
halten hatte, wie folgt berichtet: 

„Beträchtliches Aufsehen erregte am Samstag 
der Düsseldorfer Delegierte Willi Könen (MdB) 
mit einer scharfen Attacke gegen leitende 
Beamte der Kriminalpolizei in Nordrhein- 
Westfalen. Er begründete einen Antrag des 
Landesverbandes Berlin, der durch Änderung 
des 131er Gesetzes sicherstellen will, daß ehe- 
malige aktive Nazis keinerlei Pensionen und 
keine Besch äftiigungsmöglichkeit im öffent- 
lichen Leben mehr erhalten. Könen behaup- 
tete, allein in Nordrhein-Westfalen seien 24 
leitende Kriminalbeamte ehemals SS- und SD- 
Eührer gewesen. „Aus Bluthunden werden 
keine Lämmer!“ und „Räumt diesen Saustall 
aus!“ sagte Könen wörtlich. Er nannte auch 
Namen der von ihm angeführten 24 Beamten 
aus dem nordrhein-westfälischen Innenmini- 
sterium und den Polizeipräsidien Bonn, Köln 
und Düsseldorf.“ 

Die „Kölnische Rundschau“ teilte auf Anfrage 
mit, daß unter den von dem Abgeordneten Könen 
(Düsseldorf) mit Namen genannten Polizeibeamten 
die Kriminalräte Dr. Maly, Bonn, Wenzky, Köln, 
Hucko, Köln, und Dr. Wehner, Düsseldorf, gewesen 
seien. 

Diese stellten darauf Strafantrag wegen Belei- 
digung; dem Antrag Dr. Maly schloß sich der Poli- 


zeipräsident von Bonn, den Anträgen Wenzky und 
Hucko der Polizeipräsident von Köln nach § 196 
StGB an. Mit Schreiben vom 4. Februar 1957 be- 
antragt der Bundesmiinister der Justiz, eine Ent- 
schließung darüber herbeizuführen, ob die Geneh- 
migung zur Durchführung des Strafverfahrens 
gegen den Abgeordneten Könen (Düsseldorf) wegen 
öffentlicher Beleidigung erteilt wird. 

Bei Beleidiigungen politischen Charakters wird 
nach der Praxis des Immunitätsausschusses grund- 
sätzlich die Genehmigiung zur Strafverfolgung ver- 
weigert. sofern nicht Verleumdung vorliegt. In 
einem Teil der Strafanträge der Betroffenen wird 
zwar übereinstimmend festgestellt, daß die Be- 
hauptungen Über die Eigenschaft als SS- und SD- 
E'ührer unvollkommen, sachlich unrichitig und des- 
wegen einer sachlichen Richtigstellung bedürftig 
seien, aber keiner der Antragsteller hat geltend ge- 
macht, daß die Behauptung über seine Zugehörig- 
keit zum Führerkorps von SS und SD von dem 
Abgeordneten Könen (Düsseldorf) wider besseres 
Wissen aufgestellt worden sei. Entsprechend hat 
der Oberstaatsanwalt nur Anklage nach § 185 StGB 
wegen einfacher öffentlicher Beleidigung erwogen 
und den Verleumdungsparagraphen nicht mit her- 
angezogen. Unter diesen Umständen kann die 
Immunität des Abgeordneten Könen (Düsseldorf) 
nicht aufgehoben werden. 

Bonn, den 19. März 1957 

Dr. Wahl 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Buindestag wolle beschließen: 

Die Genjehmigunig zum Strafverfahren gegen den 
Abgeordneten Könen (Düsseldorf) wird nicht er- 
teilt. 

Bonn, den 19. März 1957 

Der Ausschuß für Wahlprüfung 
und Immunität 

Höcker Dr. Wahl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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